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Oie schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 965/J-NR/91, 
betreffend De-facto-FSME-Impfpf1icht an österreichischen 
Schulen, die die Abgeordneten Mag. Dr. Madeleine PETROVIC und 
Genossen am 25. Apri 1 1991 an mich richteten, beehre ich mich 
wie folgt zu beantworten: 

1. "Vertreten Sie die Rechtsauffassung, daß die Schul träger 
z.B. für das Auftreten einer FSME nach einem während eines 
Schulausflugs erfolgten Zeckenbiß haftbar gemacht werden 
könnten?" 

Antwort: 

Das Bundesministerium für Unterricht und Kunst ~ertritt nicht 
die Ansicht, daß die Schulträger (gemeint sind wohl die je­
weiligen Schulerhalter) für das Auftreten einer FSME nach einem 
während eines Schulausfluges erfolgten Zeckenbiß haftbar ge­
macht werden können. 

Oie Durchführung von Schulveranstaltungen erfolgt in Voll­
ziehung des Schulunterrichtsgesetzes sowie der Schulveranstal­
tungsverordnung und ist daher grundsätzlich dem Bereich der 

. . 
Hoheitsverwaltung und dem Bund als Rechtsträger zuzurechnen, 
gleichgUltig wer der jeweilige Schulerhalter ist.-
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Die Haftung für Schadenszufügungen im Rahmen der Hoheitsver­
waltung behandelt das Amtshaftungsgesetz (AHG), das einen 
Ersatzanspruch nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts 
unter anderem für Schäden an der Person normiert, den die als 
ihre Organe handelnden Personen in Vollziehung der Gesetze 
durch ein rechtswidriges schuldhaftes Verhalten wem immer 
zugefügt haben (§ 1 AHG). 

Diese Voraussetzungen sind nach Ansicht des Bundesministeriums 
für Unterricht und Kunst im gegenständlichen Fall nicht er­
füllt. Insbesondere können bei grundsätzlichem Bestehen der 
Sorgepflicht der Eltern gegenüber ihren Kindern (§ 137 ABGB) 
sowie unter Hinweis auf die den Eltern obliegende Pflege ihrer 
Kinder, die die Wahrung des körperlichen Wohles und der Gesund­
heit umfaßt (§ 146 ABGB), im Zuge der den schulrethtlichen 
Vorschriften entsprechenden Unterrichtserteilung sowie Durch­
führung von Schul veranstaltungen keine Rechtswidrigkeit und 
Schuldhaftigkeit eines dem Bund zuzurechnenden Organverhaltens 
gesehen werden. 

2. "Wissen Sie um die erwähnte Problematik einer De-facto­

Impfpflicht? Wenn ja, betrifft sie alle Schulen oder nur einen 

Teil davon?" 

3. "Halten Sie die durch die Schulen eingeführte De-facto­
Impfpflicht gegen FSME für rechtlich vertretbar?" 

5. liEs gibt derzeit nur einen einzigen in Österreich zuge­
lassenen FSME-Impfstoff, nämlich den der Firma Immuno. Können 
Sie ausschließen, daß umsatzorientierte Interessen der Her­
stellerfirma bei der Entstehung der De-facto-Impfpflicht eine 
Rolle gespielt haben?" 

Antwort zu den Fragen 2., 3. und 5.: 

An Schulen besteht keine Impfpflicht, auch keine De-facto­
Impfpflicht~ 

" 
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In dem Erlaß "Schutz vor Infektion mit dem Frühsommer -
Meningoencephalitis (FSME) - Virus " (siehe Beilage) wurde 
mitgeteilt, daß es den Erziehungsberechtigten obliegt wirksame 
Schutzmaßnahmen zu setzen. Die Schule hat lediglich die Ver­
pflichtung auf eine mögliche Gefährdung hinzuweisen. 

Ungeimpfte Kinder können an Schul veranstaltungen und schulbe­
zogenen Veranstaltungen teilnehmen. In Ausnahmefällen können 
ungeimpfte Schüler/innen von der Teilnahme derarti~er Veran­
staltungen freigestellt wetden, wenn gewichtige Gründe vor­
liegen (z.B. Allergie gegen Bestandteile des Impfstoffes). 

4. "Haften die Schulträger im Falle einer durch sie erzwungenen 
FSME-Impfung auch für allfällige Schäden durch Impfkomplika­
tionen?" 

Antwort: 
Eine Haftung eines Schulerhalters für allfällige FSME-Impf­
schäden ist grundsätzlich mangels einer Rechtsgrundlage nicht 
denkbar. 

Beilage 

L 
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BUNDESMINISTERIUM FÜR UNTERRICHT,. KUNST UND SPORT 
Sachbea(beiterin: 

Z1. 40.064/1-111[12/89 

An alle 
Landesschulr~te 
(Stadtschulrat fUr Wien) 

An die 
Direktionen der 
Zentrallehranstalten 

An die 
Direktionen der Pädagogischen 
und Berufsp~dagogischen Akademien 

An die 
Direktionen der H6heren land- u~d 
forstwirtschaftlichen Lehranst~lt~u 

Betr.: Schutz vor Infektion mit dem FrUhsommer­
Meningoeneephalitis·(FSME)-Virus 

OR Dr. NEUMULLER 
Tel.~ 53120~4223 

In den 1e t zt en Jahren ist es zu einer weiteren hu abrei t ung de i:. 

FSME-verseuchten Gebiete gekommen, 90daß es·" insbesondere in den 

Bundesl~ndern Burgenl~nd, K~rnten, Nieder8s~erreich, Steiermark 

und Wien praktisch keine FSME-freien Gebiete mehr gibt. Die der­

zeit verbreitete Seuchenkarte gibt somit insgesamt nicht den 

letzten Stand wieder. Die Möglichkeit der Ubertragung der FrUh­

somme;r-Meningoenc'~phalit:is· (FSME) besteht 1n den Monaten April 

bi& Nov~mber sow~hi':~ei~ Unterricht (insbesond~re Leibeserziehung 

irrt Freien), bei Schulveranstaltungen und schulbezogenen Veran­

staltungen (z.B. Schulwettkämpfe) als auch am Schulweg und bei 

Freizeitaktivitllten; 

In Anbetracht der M6g1ichkeit eines wirksame~ Schutzes einerseits 

und der Nichtvertretbarkeit der Einstellung des Unterrichts und 

'der NichtdurchfUhrung von Schulveranstaltungen andererseits ob-

liegt es den Erziehungsberechtigten, 

Schutzmaßnahmen (Impfung) zu setzen. 

entsprechende wirksame 

A-1014 wtF_lI! . MlNORITENPl..ATZ S . POSTfACH 6S HKSI 
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Die dS eh Ü 1 er. s i nd .. g run d sät z ~ .. \l.e r p f 1 ich t e t , am U nt e r r ich t, . a n 

Sc'hu 1 ver ans t al t.ungen und an den schul be·zo gene n Ve r ans t al t unge n , 

J ü:r, die sie.· sich angemeldet haben, te i1 zune hmen. Die D i re kt io.ne n 

:d"e'r"S~hulen 'haben daher dafür Sorge zu tragen, daß die Erzie­

hungsberecht igten der. Schüler auf die durch FSME-Viren mögliche 

Gefährdung nichtgeimpfter Kinder hingewiesen und auf die Möglich­

keit der vorbeugenden Impfung aufmerksam gemacht werden. Ober 

diese Informationspflicht hinaus trifft die Schule. keine weitere 

Verantwortung hinsichtlich der Gefahrdung durch FSME-Viren. 

In Ausnahmefällen gilt eine Nichtteilnahme ungeimpfter Schüler 

als gerechtfertigte Verhinderung gemaa § 45 Abs. 2 Schulunter­

richtsgesetz und § 9 Abs. 3 und § 22 Abs. 3 Schulpflichtgesetz 

1985, wobei zur Prüfung der vorgebrachten Gründe allenfalls der 

Schularzt beizuziehen ist. 

Damit die Schulen ihrer Informationspfl:f.cht zur Förderung der 

Zeckenimpfaktionen nachkommen können, wird das Bundesmlnisterium 

für Unterricht, Kunst und:Sport den Landesschulr~ten (Stadtschul­

rat für Wien) Aufklärungsmaterial über die Ursachen und die Ver­

hütung von Erkrankungen nach Zeckenstich zur Verfügung stellen. 

F.d.R.d.A.: 

~J-~~ 

rWien, 31. März 1989 

Für die Bundesministerin: 

:. Dr. OBERLEITNER 

· " .. " 
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